Süddeutsche Jährliche Konferenz der Evangelisch-methodistischen Kirche in Deutschland

Adressat: Bundesregierung und Regierungsparteien

Resolution:  Abzug der Atomwaffen aus Deutschland

Auf der Tagung der Süddeutschen Konferenz der Evangelisch-methodistischen Kirche  vom 18. bis 22. Mai 2011 nahmen die Delegierten mit Bedauern zur Kenntnis, dass auf dem Gebiet unserer Jährlichen Konferenz -  im rheinland-pfälzischen Büchel – noch immer us-amerikanische Atomwaffen gelagert sind. Nach der Absichtserklärung in den Koalitionsverhandlungen der CDU-FDP-Regierung gingen wir davon aus, dass sich die Bundesregierung erfolgreich für einen Abzug einsetzen wird. Sie hat dieses Ziel nicht erreicht. Auch die Ausarbeitung eines neuen strategischen Konzepts der NATO im Herbst letzten Jahres brachte keinen Fortschritt in dieser Frage.  

Dabei gab es in den letzten Jahren Signale der Hoffnung: Politiker wie Helmut Schmidt, Richard von Weizsäcker, Hans-Dietrich Genscher u. a. riefen 2007 zu einer atomwaffenfreien Welt auf und schlugen praktische Schritte zur Umsetzung vor. Präsident Barack Obama griff zu Beginn seiner Amtszeit das Thema einer nuklearwaffenfreien Welt auf. Der deutsche Bundestag forderte die Bundesregierung auf, sich mit Nachdruck für den Abzug der US-Atomwaffen aus Deutschland einzusetzen (17/1159, 26.3.2010).

In den Sozialen Grundsätzen der Evangelisch-methodistischen Kirche heißt es: „Wir glauben, dass für die Regierungen bei der Festlegung ihrer Prioritäten menschliche Werte schwerer wiegen müssen als militärische Forderungen: … Herstellung, Verkauf und Verteilung von Waffen müssen eingeschränkt und kontrolliert werden; Produktion, Besitz und Gebrauch von Atomwaffen müssen geächtet werden.“ (EmK-Forum 36, S. 51)  Schon zur Zeit atomaren Wettrüstens in den 80er Jahren äußerte sich der Bischofsrat unserer Kirche dezidiert: [Wir sagen] „ein klares und bedingungsloses Nein zu Atomkrieg und zu jeglichem Gebrauch von Atomwaffen. Wir sind zu dem Schluss gekommen, dass nukleare Abschreckung eine Position ist, die nicht den Segen der Kirche empfangen kann.“  (Pastoralbrief des Bischofsrats von 1986 „Zum Schutz der Schöpfung. Die nukleare Krise und gerechter Friede“)

Neben der grundsätzlichen Ablehnung des Einsatzes von Massenvernichtungswaffen gibt es gewichtige Gründe gegen den politischen Standpunkt, dass atomare Teilhabe (Lagerung von us-amerikanischen Atomwaffen, Bereitstellung deutscher Trägerflugzeuge) notwendig sei. Dieser Standpunkt erschwert es, konkrete Abrüstungsschritte zu vereinbaren und zu gehen, weil die Abrüstungskontrolle bei taktischen Atomwaffen sehr komplex ist.  Außerdem ist die atomare Teilhabe keine Voraussetzung für ein Mitspracherecht innerhalb der NATO beim Einsatz von Atomwaffen. Des Weiteren untergraben Atomwaffen auf deutschem Boden die Glaubwürdigkeit der Bundesregierung. Wie kann die Bundesregierung fordern, dass einige Staaten auf nukleare Abschreckung verzichten, während sich Deutschland unter dem Nuklearschirm der NATO positioniert?

Daher fordern wir die Bundesregierung und die Regierungsparteien auf, endlich den Abzug der Atombomben auf deutschem Gebiet durchzusetzen. 

Beginnen Sie unverzüglich, die Modalitäten für den Abzug der verbliebenen Nuklearwaffen mit der amerikanischen Regierung festzulegen!

Setzen Sie ein Zeichen für den in den Koalitionsverhandlungen bekundeten Willen, aktiv an einer weltweiten Abrüstung mitzuwirken! Wir sind uns sicher, dass wir als Kirche mit diesem Wunsch nicht alleine stehen.

Öhringen, 21.Mai 2011, im Auftrag der Süddeutschen Jährlichen Konferenz

R. Wenner, Bischöfin der Evangelisch-methodistischen Kirche in Deutschland
Anmerkungen zur Resolution
(gedacht als Hilfe zur Einarbeitung in die Materie für die Delegierten der SJK, nicht als Bestandteil der Resolution vorgesehen)
1) NATO – strategisches Konzept 2010
Abschreckung, auf der Grundlage einer angemessenen Mischung von atomaren und konventionellen Fähigkeiten, bleibt ein Kernelement unserer Gesamtstrategie…  Solange Atomwaffen existieren, wird Nato eine nukleare Allianz bleiben … Die NATO wird die breitest mögliche Beteiligung der Bündnispartner bei der gemeinsamen Verteidigungsplanung zur nuklearen Rollenverteilung, bei der Stationierung von Nuklearstreitkräften in Friedenszeiten und bei der Vereinbarung von Befehlsstrukturen, Kontrollen und Absprachen sicherstellen.
2) Stichwort „Koalitionsverhandlungen“ 
Wir werden uns dafür einsetzen, den Abschluss neuer Abrüstungs- und Rüstungskontrollabkommen international zu unterstützen. Die Überprüfungskonferenz zum Nuklearwaffensperrvertrag im Jahre 2010 wollen wir dafür nutzen, um eine neue Dynamik für vertragsbasierte Regelungen in Gang zu setzen. 
In diesem Zusammenhang sowie im Zuge der Ausarbeitung eines strategischen Konzeptes der NATO werden wir uns im Bündnis sowie gegenüber den amerikanischen Verbündeten dafür einsetzen, dass die in Deutschland verbliebenen Atomwaffen abgezogen werden. Mit dem Ziel des Erhalts der Vereinbarungen des KSE-Regimes, einschließlich einer Rückkehr Russlands in das Vertragsregime, sind wir unsererseits zu einer Ratifizierung des A-KSE-Vertrages bereit. 
(Koalitionsvertrag S. 120)
3) Stichwort „strategisches Konzept der NATO“

4) Stichwort „Standpunkt der EmK“

Zitat aus den Sozialen Grundsätzen, Artikel 164 C)

5) Stichwort „ Wort des Bischofsrats“

… Wir erklären, dass wir keinerlei Vertrauen in vorgeschlagene „Verteidigungsmittel“ gegen einen nuklearen Angriff haben, und wir sind überzeugt, dass die enormen Entwicklungskosten derartiger Verteidigungswaffen nur noch ein weiterer Beweis für die offensichtliche Tatsache ist, dass Wettrüsten eine Frage sozialer Gerechtigkeit und nicht nur eine Frage von Krieg und Frieden ist. 
(Pastoralbrief des Bischofsrats von 1986 „Zum Schutz der Schöpfung. Die nukleare Krise und gerechter Friede“)
6) Stichwort „atomare Teilhabe – Verhandlungsmasse“

Die Forderung, erstmals atomare Waffen und nicht nur die Trägersysteme für solche Waffen in die Gespräche einzubeziehen, zwänge die Unterhändler, komplexes rüstungskontrollpolitisches und verifikationstechnisches Neuland zu betreten. Die Einbeziehung solch neuer komplexer Aufgabenstellungen in die nächste Runde von Gesprächen über nukleare Abrüstung könnte also jeden weiteren nuklearen Abrüstungsschritt auf Jahre oder Jahrzehnte verzögern. 
(Otfried Nassauer,  freier Journalist und Publizist, Leiter des Berliner Informationszentrums für Transatlantische Sicherheit, in: Die NATO und der nukleare „Schirm“ - Gibt es gute Gründe für Atomwaffen in Deutschland und Europa? S. 16)
7) Stichwort „atomare Teilhabe – Mitspracherecht“
Auch für den politisch heikelsten Fall einer NATO-Entscheidung, den Ersteinsatz nuklearer Waffen, sind Konsultationen vorgesehen, wenn „Zeit und Umstände“ dies erlauben. Zur Teilnahme berechtigt sind alle Bündnismitglieder – unabhängig von ihrer Beteiligung an der technisch-nuklearen Teilhabe. Dafür hat die NATO 1992 in Gleneagles „Politische Prinzipien für Nukleare Planung und Konsultation“ vereinbart. (Otfried Nassauer, a.a.O., S. 11)
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Volker Kauder 

Mitglied des Deutschen Bundestages 

Vorsitzender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
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Bischöfin der Evangelisch-methodistische Kirche Frau Rosemarie Wenner 

Ludolfusstraße 2-4 

60487 Frankfurt am Main 

Berlin, 22, Juni 2011 

Sehr geehrte Frau Bischöfin, 

haben Sie vielen Dank für Ihr Schreiben vom 23. Mai 2011, mit dem Sie auf die Resolution „Abzug der Atomwaffen aus Deutschland" hinweisen und zugleich um einen Einsatz für einen schnellstmöglichen Abzug der in Deutschland verbliebenen Atom​waffen bitten. 

Mit der Resolution sprechen Sie ein wichtiges Thema unserer parlamentarischen Arbeit an. Als Abgeordnete im Deutschen Bundestag setzen wir uns fraktionsübergreifend für weltweite nukleare Abrüstung ein. Einen gemeinsamen Antrag haben wir dazu am 24. März 2010 im Deutschen Bundestag beschlossen. 

Auch in der christlich-liberalen Koalition haben wir uns verpflichtet, weltweit für nukleare Abrüstung zu werben. Mit Blick auf die von Ihnen erhobene Forderung muss jedoch auch klar sein, dass der Abzug der Nuklearwaffen aus Deutschland nur dann ver​antwortbar ist, wenn dieser im Zusammenhang mit einer globalen Vereinbarung steht. 

Ein einseitiger Abzug wäre für das angestrebte Ziel, den Frieden in der Welt zu fördern, nicht hilfreich. Wir legen daher großen Wert darauf, dass der Abzug der Nuklearwaffen aus Deutschland in ein Gesamtkonzept eingebettet ist und unterstützen den Außen​minister bei seinen entsprechenden Bemühungen auf internationaler Ebene. 
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GERNOT ERLER 

MITGLIED DES DEUTSCHEN BUNDESTAGES STELLVERTRETENDER VORSITZENDER                                                                        SPD BUNDESTAGS FRAKTION 

SPD:BUNDESTAGSFRAKTION    PLATZ DER REPUBLIK 1 11011 BERLlN 

Frau 

Rosemarie Wenner 

Bischöfin der Evangelisch-

methodistische Kirche Ludolfusstraße 2-4 

60487 Frankfurt am Main
EINGANG 6. Juli 2011 

Berlin, 04.07.11 

Sehr geehrte Frau Bischöfin,

vielen Dank für die Übersendung der Resolution der Süddeutschen Jährlichen Konferenz der Evangelisch-methodistischen Kirche in Deutschland zum Abzug der Atomwaffen aus Deutschland. Unser Fraktionsvorsitzender Frank-Walter Steinmeier hat mich gebeten, Ihnen zu antworten. 

Die SPD-Bundestagsfraktion setzt sich wie Sie für den Abzug der letzten in Deutschland verbliebenen Nuklearwaffen ein. Wir bedauern, dass die Bundesregierung trotz einer fraktionsübergreifenden Resolution vom 24.03.2010, die auch die Regierungsfraktionen mitgetragen haben, bislang keinerlei Fortschritte in diesem Bereich vorweisen konnte. 

Die Bundesregierung hat sich in ihrem Koalitionsvertrag zum Ziel des Abzugs der Atomwaffen bekannt. Leider zeigt sich eine deutliche Lücke zwischen der Ankündigung· und der Umsetzung dieses Bekenntnisses. 

Die SPD wird sich auch weiterhin als Anwalt für weltweite Abrüstung sowohl im nuklearen als auch im konventionellen Bereich verstehen. Wir werden nicht nachlassen, die Bundesregierung an ihre Verantwortung auf diesem Sektor zu erinnern und sie zu mehr Engagement auffordern. Sie könnte zum Beispiel ihre gegenwärtige Mitgliedschaft im VN-Sicherheitsrat dazu nutzen, auch das Thema Abrüstung verstärkt auf die internationale Agenda zu setzen. 

Seien Sie versichert, dass die SPD-Bundestagsfraktion ihr außenpolitisches Engagement weiterhin auf eine Stärkung des Multilateralismus, der Konfliktprävention und der Überwindung fortdauernder Krisen und Konflikte ausrichten wird. 

Mit freundlichen Grüßen 

[image: image5.png]



POSTANSCHRIFT    PLATZ DER REPUBLIK 1 11011 BERLIN WWW.SPDFRAKTlON.DE   BÜROANSCHRIFT UNTER DEN LlNDEN 50 RAUM 5092 UNTER DEN LINDEN 10117 BERLIN 

TELEFON (030) 227-75 735 TELEFAX (030) 227-76 135 

